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A. Bericht des Abgeordneten Lücke: 

Der Regierungsentwurf wurde dem Ausschuß 
Wiederaufbau und Wohnungswesen in der 133. Sit- 
zung des Deutschen Bundestages am 8. März 1956 
zur Beratung überwiesen. Die Ausschüsse für An- 
gelegenheiten der inneren Verwaltung und für Hei- 
matvertriebene wurden mitbeteiligt. Der Ausschuß 
für Wiederaufbau und Wohnungswesen hat sich 
in seiner Sitzung am 21. März 1956 mit der Vor- 
lage befaßt. 

Im Jahre 1950 hat die letzte Wohnungszählung 
im Gebiet der Bundesrepublik — einschließlich Ber- 
lin (West) — stattgefunden. Inzwischen haben sich 
durÄi die intensive Wohnungsbautätigkeit, aber 
auch durch die wirtschaftlichen Entwicklungsten- 
denzen, die gesetzliche Umsiedlung, die Binnen- 
wanderung, den Zustrom von Sowjetzonenflücht- 
lingen u. a. m. erhebliche Wandlungen in den 
Wohnverhältnissen und in der Wohnungsversor- 
gung im ganzen und im einzelnen vollzogen. Bei 
der wohnungspolitischen Arbeit hat es sich immer 
mehr als ein fühlbarer Mangel herausgestellt, daß 
das notwendige empirische Rüstzeug für die zu 
treffenden Maßnahmen und Entscheidungen aus 
der Zählung von 1950 und den laufenden Statisti- 
ken nicht mehr direkt entnommen oder mit der 
notwendigen Zuverlässigkeit abgeleitet werden 
kann. Es ist ein zwingendes sachliches Gebot, in 
dem Zeitpunkt, in dem sich der Wohnungsbau in 
der Bundesrepublik anschickt, in seine „zweite 
Halbzeit“ einzutreten, durch die vorgesehene Er- 
hebung eine neue Zwischenbilanz der Wohnungs- 
und Mietverhältnisse und der Wohnungsversorgung 
zu ziehen. Es ist nicht möglich, die weitgehenden 
wohnungs- und mietpolitischen Zielsetzungen, ins- 
besondere die Förderung des Eigenheimbaues und 
der individuellen Eigentumsbildung, die weitere 
Hebung der Wohnungsqualität bei den neuen und 
schon vorhandenen Wohnungen, die verstärkten 
Bemühungen um die Wohnungsversorgung der ein- 
kommensschwachen Bevölkerungskreise, die Besei- 
tigung der noch vorhandenen Notwohnungen, 
Läger und sonstigen Massenunterkünfte, die Ein- 
ordnung der weiteren Bemühungen um die Woh- 


nungsversorgung der vom Kriege besonders betrof- 
fenen Be Völker ungskreise in die allgemeine Woh- 
nungspolitik, die allmähliche Auflockerung des 
Mietengefüges usw. mit dem Endziel, Wohnungs- 
bau und Wohnungswirtschaft in die soziale Markt- 
wirtschaft einzufügen, zu verwirklichen ohne das 
Rüstzeug, das die geplante neue Erhebung erbrin- 
gen soll. 

Bei den eingehenden Vorbereitungsarbeiten für 
die Erhebung wurde die ursprüngliche Absicht des 
federführenden Bundesministeriums für Woh- 
nungsbau aufgegeben, aus Gründen der Kosten- 
ersparnis nur eine Repräsentativerhebung für 
10 V. H. und für 1 v. H. aller Wohnungen und 
Wohnparteien durchzuführen. Maßgebend hierfür 
war in erster Linie, daß seitens der Länder und Ge- 
meinden auch bis in kleine Gebietseinheiten unter- 
gliedertes statistisches Grundmaterial für ihre Be- 
dürfnisse gefordert wurde. Aus diesem Grunde 
sind die repräsentativen Erhebungen durch eine be- 
grenzte Totalerhebung als Rahmenerhebung er- 
gänzt worden. Diese totalen Feststellungen waren 
zugleich Anlaß, mit den wohnungsstatistischen 
Feststellungen auch eine begrenzte Zahl wichtiger, 
vorwiegend für Zwecke der Länder und Gemein- 
den dringend benötigter bevölkerungsstatistischer 
Feststellungen zu verbinden, insbesondere die Er- 
mittlung gemeindeweiser Einwohnerzahlen und da- 
mit die Schaffung einer neuen Grundlage für die 
Bevölkerungsfortschreibung. 

Auf diese Weise ist die sachliche Dreiteilung der 
geplanten Erhebung entstanden; 

a) Bestimmte, begrenzte Feststellungen werden 
für sämtliche Wohnparteien und Wohnungen 
unter Einschluß einiger wichtiger bevölkerungs- 
statistischer Feststellungen getroffen. 

b) Für eine repräsentative Auswahl von 10 v. H. 
der Wohnungen und Wohnparteien, das sind 
im Bundesgebiet — einschließlich Berlin (West) 
— rd. 1,7 Millionen Wohnparteien und rd. 1,3 
Millionen Wohnungen, werden gleichzeitig wei- 
tergehende Feststellungen zur Beurteilung der 
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Wohnverhältnisse und der Wohnungsversorgung 
getroffen und ausgewertet. Es ist vor allem das 
Ziel dieser 10 v. H.-Repräsentativerhebung, 
durch eine möglichst weitgehende Untergliede- 
rung der Wohnparteien nach verschiedensten 
Merkmalen konkrete Anhaltspunkte über Höhe, 
Art und Zusammensetzung des noch ungedeck- 
ten Wohnungsbedarfs zu gewinnen, 
c) Da die noch gegebene Unterversorgung mit 
Wohnungen und die Wohnbedürfnisse der Be- 
völkerung jedoch nicht allein durch Fragebogen- 
erhebung auf schriftlichem Wege hinreichend 
zuverlässig bestimmt werden können, sind für 
den dritten Teil der Erhebung gewisse Ermitt- 
lungen vorgesehen, die nachträglich im Wege 
des Interviews durch Besuch in der Wohnung 
und im Gespräch mit der Wohnpartei durch 
einen amtlichen Interviewer bei 1 v. H. aller 
Wohnungen und Wohnparteien getroffen wer- 
den sollen. 

Zu den einzelnen Vorschriften des Gesetzent- 
wurfs werden zusammengefaßt folgende Erläute- 
rungen gegeben: 

Zu § 1 

In § 1 wird die vorstehend bereits näher darge- 
legte sachliche Dreiteilung der Erhebung in eine 
allgemeine, d. h. totale Erhebung, in eine reprä- 
sentative Erhebung, d. s. die Feststellungen für 
jede 10. Wohnung bzw. Wohnpartei, und in eine 
repräsentative Zusatzerhebung, d. s. die Inter- 
viewfeststellungen bei 1 V. H. aller Wohnungen 
und Wohnparteien, festgelegt. Auf Grund des 
eingehenden Berichts des Statistischen Bundes- 
amtes über die notwendigen Vorbereitungen für 
die Erhebung, die nach Inkrafttreten des Gesetzes 
in den Ländern und Gemeinden noch getroffen 
werden müssen, beschloß der Ausschuß zu § 1 
Abs. 3, als Termin für die allgemeine und die re- 
präsentative Erhebung statt Mai den Monat Sep- 
tember 1956, als Termin der repräsentativen Zu- 
satzerhebung statt Oktober die Monate März bis 
Mai 1957 festzusetzen. Bereits der Bundesrat hatte 
in seiner Stellungnahme zum Gesetzentwurf vom 
10. Februar 1956 eine Verschiebung auf Juni bzw. 
November 1956 vorgeschlagen. Um zu gewährlei- 
sten, daß die Erhebung, die nicht geringe Kosten 
verursacht, auch tatsächlich zuverlässige Ergebnisse 
bringt, muß die nochmalige Verschiebung des Ter- 
mins aus zwingenden erhebungstechnischen Grün- 
den in Kauf genommen werden. 

In § 1 (Abs. 3 Satz 2) ist ferner festgelegt, daß 
die repräsentative Zusatzerhebung bis 1962 in 
zweijährigen Abständen auf Grund einer besonde- 
ren Rechtsverordnung der Bundesregierung mit 
Zustimmung des Bundesrates wiederholt wird. 
Durch diese Wiederholungen sollen diejenigen Tat- 
bestände für die aktuelle Ausrichtung der Woh- 
nungspolitik erfragt werden, die einem raschen 
Wandel unterliegen oder in den kommenden Jah- 
ren neu in den Blickpunkt der Wohnungspolitik 
treten. Auf diese Weise wird erreicht, daß der 
breite Querschnitt durch die Wohnungsverhältnisse 


und die Wohnungsversorgung 1956/57 jeweils auf 
den neuesten Stand berichtigt werden kann. 

Zu § 2 

Hier sind die Tatbestände festgelegt, die in der 
allgemeinen, d. h. totalen Erhebung für sämtliche 
Wohnungen und Wohnparteien erfragt werden 
sollen. Dabei dienen die Feststellungen für die 
Wohnparteien vor allem den bevölkerungsstatisti- 
schen Anforderungen, sie dienen zugleich aber auch 
der näheren Untergliederung der Wohnparteien 
nach einzelnen Merkmalen für die wohnungspoli- 
tischen Zwecke der repräsentativen Erhebung (ge- 
mäß § 3). 

Die Feststellung der Zugehörigkeit des Haus- 
haltungsvorstandes zum Öffentlichen Dienst (§ 2 
Nr. 2 Buchstabe b) hat der Ausschuß gestrichen und 
entspricht damit zugleich dem Vorschlag des Bun- 
desrates, dem auch die Bundesregierung in ihrer 
Stellungnahme zu den Vorschlägen des Bundesrates 
gefolgt ist. Dagegen legt der Ausschuß in Überein- 
stimmung mit dem Ausschuß für Heimatvertrie- 
bene besonderen Wert darauf, daß im Rahmen der 
bevölkerungsstatistischen Feststellungen die Ge- 
schädigteneigenschaft nicht nur für die Haushal- 
tungsvorstände, sondern auch für die einzelnen 
Haushaltungsmitglieder sowie für die Anstalts- 
insassen und das Anstaltspersonal festgestellt wird 
(vgl. § 2 Nr. 2 Buchstabe a und Nr. 3). 

Zu § 3 

In dieser Vorschrift sind die Tatbestände festge- 
legt, die für die repräsentative Auswahl von 
10 v. H. der Wohnungen und Wohnparteien zusätz- 
lich erfaßt und ausgewertet werden sollen. Der 
Ausschuß konnte dem Vorschlag des Bundesrates, 
für die ausgewählten Wohnparteien die Frage nach 
der vorwiegenden Einkommensquelle der Haushal- 
tung fallenzulassen, nicht beitreten. Es ist für die 
Beurteilung der unzureichenden Wohnungsversor- 
gung einer Wohnpartei von ausschlaggebender Be- 
deutung zu wissen, ob die Wohnpartei überwiegend 
vom Arbeitseinkommen oder überwiegend von ab- 
geleiteten Sozialeinkommen lebt. 

Zu §4 

Diese Vorschrift legt die Tatbestände fest, die bei 
der repräsentativen Zusatzerhebung, also der Inter- 
viewbefragung, bei 1 V. H. sämtlicher Wohnungen 
und Haushaltungen ermittelt werden sollen. 

Zu § 5 

Diese Vorschrift regelt die Auskunftspflicht ent- 
sprechend den Bestimmungen des Gesetzes über die 
Statistik für Bundeszwecke (StatGes) vom 3. Sep- 
tember 1953 (BGBl. I S. 1314) und die Form der 
Erhebung (durch Erhebungsvordruck bzw. durch 
mündliche Befragung). In Satz 2 des Abs. 1 von § 5 
ist ausdrücklich festgelegt, daß die Auskünfte über 
das Einkommen in der Interviewbefragung freiwil- 
lig sind. 



Zu § 6 

Die repräsentative Zusatzerhebung, die nach dem 
Vorschlag des Ausschusses nunmehr in den Mona- 
ten März bis Mai 1957 durchgeführt werden soll, 
soll im Statistischen Bundesamt zusammengefaßt 
aufbereitet werden. Dies ist erforderlich, weil das 
schwierige Gebiet der subjektiven Wohnbedürf- 
nisse und der Einkommen vielfältige Fragen der 
Aufbereitung aufwerfen wird, die nicht voraus- 
sehbar sind und daher auch nicht durch Richtlinien 
für eine dezentrale Aufbereitung vorab geregelt 
werden können. Bei der Wiederholung der reprä- 
sentativen Zusatzerhebung 1958, 1960 und 1962 
wird jeweils von Fall zu Fall über den Weg der 
Aufbereitung zu entscheiden sein. 

Zu §§ 7 und 8 

Diese Vorschriften regeln die Bestellung ehren- 
amtlicher Zähler und enthalten ferner die Ver- 
pflichtung der Behörden, die öffentlich Bedienste- 
ten für die Zählertätigkeit in dem angeforderten 
Umfang zur Verfügung zu stellen. Es ist eine allge- 
meine Erfahrung, daß es schwierig ist, ehrenamt- 
liche Mitarbeiter aus privaten Bevölkerungskreisen 
zu gewinnen. Der Ausschuß sah keinen zwingen- 
den sachlichen Anlaß, den Vorschlägen des Bundes- 
rates für die Formulierung des § 8 betreffend die 
Verpflichtung der öffentlich Bediensteten für die 
Zählertätigkeit zu folgen. Hiergegen dürften beim 


Bundesrat keine Bedenken bestehen, nachdem die- 
ser gegen die statistische Erhebung als solche keine 
Einwendungen erhoben hat. 

Zu § 9 

Die Erhebungen sollen außer auf die neun Län- 
der des Bundesgebiets auch auf Berlin (West) aus- 
gedehnt werden, dessen Wohnungsverhältnisse und 
Wohnungsbedarf von denen des Bundesgebiets ge- 
trennt beurteilt werden müssen. 

Die gesamten Kosten der Erhebung belaufen sich 
auf rd. 17 Millionen DM, von denen 2 Millionen 
DM auf den Bund entfallen, der Rest von 15 Mil- 
lionen DM dürfte etwa je zur Hälfte bei den Ver- 
waltungen der Länder und der Gemeinden anfal- 
len. Die Kostenverteilung bei Bundesstatistiken ist 
durch die allgemeinen Bestimmungen des StatGes 
(§ 8) geregelt. 

Der Ausschuß für Wiederaufbau und Wohnungs- 
wesen hat den vorliegenden Gesetzentwurf ein- 
stimmig verabschiedet. Seine Beschlüsse entspre- 
chen sachlich den Stellungnahmen der mitberaten- 
den Ausschüsse. 

Bonn, den 5. April 1956 

Lücke 

Berichterstatter 


B, Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — • Drucksache 2145 — in der 
aus der nachstehenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Fassung anzunehmen. 

Bonn, den 21. März 1956 

Der Ausschuß für Wiederaufbau und 
Wohnungswesen 

Lücke 

Vorsitzender und Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes über eine Statistik der Wohn- und Miet- 
verhältnisse und des Wohnungsbedarfs (Wohnungsstatistik 1956) 

- Drucksache 2145 - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Wiederaufbau und Wohnungs- 
wesen (32, Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes über eine Statistik 
der Wohn- und Mietverhäl misse und des 
Wohnungsbedarfs (Wohnungsstatistik 1956) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

(1) Im Bundesgebiet wird eine Statistik der 
Wohn- und Mietverhältnisse und des Woh- 
nungsbedarfs (Wohnungsstatistik 1956) durch- 
geführt. 

(2) Die Wohnungsstatistik 1956 besteht aus 
einer allgemeinen Erhebung, einer repräsenta- 
tiven Erhebung und einer repräsentativen Zu- 
satzerhebung. 

(3) Die allgemeine Erhebung und die reprä- 
sentative Erhebung werden im Mai 1956, die 
repräsentative Zusatzerhebung wird erstmalig 
im Oktober 1956 durchgeführt. Die Bundes- 
regierung wird ermächtigt, durch Rechtsver- 
ordnungen mit Zustimmung des Bundesrates 
repräsentative Zusatzerhebungen für die Jahre 
1958, 1960 und 1962 anzuordnen. 


Beschlüsse des 3 2. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes über eine Statistik 
der Wohn- und Mietverhältnisse und des 
Wohnungsbedarfs (Wohnungsstatistik 1956/57) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

(1) Im Geltungsbereich dieses Gesetzes wird 
eine Statistik der Wohn- und Mietverhält- 
nisse und des Wohnungsbedarfs (Wohnungs- 
statistik 1956/57) durchgeführt. 

(2) Die Wohnungsstatistik 1956/57 besteht 
aus einer allgemeinen Erhebung, einer reprä- 
sentativen Erhebung und einer repräsenta- 
tiven Zusatzerhebung. 

(3) Die allgemeine Erhebung und die re- 
präsentative Erhebung werden im Septem- 
ber 1956, die repräsentative Zusatzerhebung 
wird erstmalig in den Monaten Marz bis 
Mai 1957 durchgeführt. Die Bundesregierung 
wird ermächtigt, durch Rechtsverordnungen 
mit Zustimmung des Bundesrates repräsen- 
tative Zusatzerhebungen für die Jahre 1958, 
1960 und 1962 anzuordnen. 


4 



Entwurf 


Beschlüsse des 3 2. Ausschusses 


§2 

Bei der allgemeinen Erhebung sind die fol- 
genden Tatbestände zu erfassen: 

1. hinsichtlich der Wohnungen 

a) die Art der Wohnungen, 

b) die Größe der Wohnungen nach ihrer 
Raumzahl und die Wohnungsmiete; 

2. hinsichtlich der Wohnparteien 

a) die Haushaltsmitglieder nach Alter, 
Geschlecht, Familienstand, Stellung 
zum Haushaltungsvorstand und Zuge- 
hörigkeit zu einer Geschädigtengruppe 
sowie Arbeitsort und Wohnsitz, 

b) die Zugehörigkeit des Haushaltungs- 
vorstandes 2 um öffentlichen Dienst, 

c) die gegenwärtige Unterbringung nach 
Wohnform und Mietverhältnis; 

3. hinsichtlich der Anstalten 

die A.nstaltsinsassen und das Personal nach 
Alter, Geschlecht, Familienstand und Zu- 
gehörigkeit zu einer Geschädigtengruppe. 

§ 3 

Bel der repräsentativen Erhebung sind über 
die Feststellungen nach § 2 hinaus die folgen- 
den Tatbestände zu erfassen: 

1. für eine Auswahl von 10 vom Hundert 
der Wohnungen 

die Belegung der Wohnungen mit Wohn- 
parteien und Personen; 

2. für die in den gemäß Nummer 1 ausge- 
wählten Wohnungen lebenden Wohn- 
parteien 

a) die soziale Stellung des Haushaltungs- 
vorstandes, 

b) die vorwiegende Einkommensquelle der 
Haushaltung, 

c) die Zahl der von der Haushaltung be- 
wohnten Räume. 

§ 4 

Bei der repräsentativen Zusatzerhebung 
sind über die Feststellungen nach §§ 2 und 3 
hinaus die folgenden Tatbestände zu erfassen: 

1. für eine Auswahl von 10 vom Hundert 
der bei der repräsentativen Erhebung er- 
faßten Wohnungen 


§ 2 

Bei der allgemeinen Erhebung sind die fol- 
genden Tatbestände zu erfassen: 

1. unverändert 


2. hinsichtlich der Wohnparteien 
a) unverändert 


b) entfällt 

c) unverändert 
3. unverändert 


§ 3 

unverändert 


§ 4 

unverändert 
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Entwurf Beschlüsse des 32. Ausschusses 

a) die Ausstattung der Wohnungen, 

b) die Wohnfläche nach qm; 

2. für die in den gemäß Nummer 1 ausge- 
wählten Wohnungen lebenden Wohnpar- 

teien 

a) die Einkommen, 

b) die Wohnwünsche nach Größe, Lage 
und Ausstattung der Wohnungen und 
nach der Wohnform, 

c) die Finanzierungsmöglichkeiten und 
die Mietzahlungsbereitschaft, 

d) die Untermiete. 


§5 

(1) Auskunftspflichtig nach § 10 des Ge- 
setzes über die Statistik für Bundeszwecke 
vom 3. September 1953 (Bundesgesetzbl. 1 
S. 1314) sind die Haushaltungsvorstände, 
Wohnungsinhaber und Grundstückseigentümer 
oder -Verwalter oder deren Vertreter. Die 
Auskünfte nach § 4 Nr. 2 Buchstabe a sind 
freiwillig, 

(2) Die zu erfassenden Tatbestände werden 
für die allgemeine Erhebung und die repräsen- 
tative Erhebung mittels Erhebungsvordrucken, 
für die repräsentative Zusatzerhebung im 
Wege der mündlichen Befragung erhoben. 

§6 

Die repräsentative Zusatzerhebung für das 
Jahr 1956 wird durch das Statistische Bundes- 
amt aufbereitet. 

§ 7 

Zur Durchführung der Erhebungen werden 
ehrenamtliche Zähler bestellt. 


§ 6 

Die repräsentative Zusatzerhebung für das 
Jahr 1957 wird durch das Statistische Bun- 
desamt aufbereitet. 

§ 7 

unverändert 


§ 8 § 8 

(1) Die Behörden des Bundes, der Länder, unverändert 

der Gemeinden und der Gemeindeverbände 

sowie die sonstigen Körperschaften des öffent- 
lichen Rechts sind verpflichtet, ihren Beamten, 

Angestellten und Arbeitern in dem von den 
Erhebungsstellen angeforderten Umfang Ge- 
legenheit zur Ausübung der Zählertätigkeit 
unter Fortzahlung der Bezüge zu geben. 

(2) Lebenswichtige öffentliche Betriebe dür- 
fen durch die Verpflichtung nach Absatz 1 in 
ihrer Tätigkeit nicht unterbrochen werden. 
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Entwurf 


Beschlüsse des 32. Ausschusses 


§ 9 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die auf 
Grund dieses Gesetzes erlassen werden, gel- 
ten im Land Berlin nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes. 

§ 10 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


§ 9 


u n V c r ä n d e r t 


§ 10 

unverändert 
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